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Oliver Rast im Gespräch über die Arbeit der Gefangenengewerkschaft GG/BO 

»Die soziale Frage hinter Gittern
aufwerfen«
Von  Peter Nowak

Im Mai 2014 wurde in der JVA Tegel in Berlin die
Gefangenengewerkschaft/Bundesweite Organisation (GG/BO) gegründet. Oliver
Rast ist einer der Gründer und seit dem Ende seiner Haftzeit Sprecher der
Gewerkschaft. Er ist seit Jahren in der radikalen Linken aktiv. 2011 wurde Rast
wegen angeblicher Mitgliedschaft in der »militanten gruppe« zu eine
dreieinhalbjährigen Haftstrafe verurteilt. Mit ihm sprach die Jungle World über
die Arbeit der Gefangenengewerkschaft und Möglichkeiten der Organisation von
Häftlingen.

In jüngst veröffentlichten Beiträgen aus Ihrer Anfangszeit in der JVA Tegel schreiben Sie,
dass der Klassenkampf hinter Gittern vorbei sei. Die Individualisierung sei so groß, dass
Inhaftierte eher mit der Anstaltsleitung paktierten, als sich untereinander zu solidarisieren.
Sind Gefangenenproteste passé?
Als ich im Mai 2013 vom sogenannten offenen in den geschlossenen Vollzug verfrachtet
wurde, wurde ich erstmal mit der Situation konfrontiert, dass vom pulsierenden
Klassenkampf hinter Gittern nichts wahrzunehmen war. Als jemand, der in den achtziger
Jahren politisch sozialisiert wurde, musste ich nun kapieren, dass die Zeiten der
Knastkollektive politischer Gefangener und breit getragener Kampagnen für deren
Forderungen vorbei sind. Ich musste die Bilder, die sich in meiner Vorstellungswelt
festgesetzt hatten, wegräumen, um einen klareren Blick auf die Verhältnisse vor Ort zu
entwickeln. Der Klassenkampf lässt sich in der Parallelwelt des Knastes weder inszenieren
noch von außen hineintragen.
Für mich stellte sich also die Frage, wie ich als politisches Subjekt im Knast auftreten will.
Gefangenenhilfs- und Solidaritätsorganisationen versuchen im Rahmen ihrer
Möglichkeiten, Haftbedingungen zu thematisieren und das Knastsystem in Frage zu
stellen. Aber eine wirkliche Zugkraft für die Mehrheit der Gefangenen stellen sie nach
meinen Erfahrungen nicht dar. Es brauchte einen inhaltlichen Aufhänger und einen
praktischen Anlass, damit Gefangene unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem
Hintergrund zusammenfinden konnten.
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Wie kam es dann dazu, dass Sie schließlich aus dem Knast heraus eine
Gefangenengewerkschaft ins Leben riefen?
Das sieht in der Rückschau sicherlich durchdachter und planvoller aus, als es in dem
Moment tatsächlich ablief. Sowohl bei mir als auch bei meinen Mitdiskutanten vor und
hinter der Knastmauer war viel Skepsis vorhanden, wie weit die vage Idee einer
Gefangenenunion tatsächlich umgesetzt werden könnte. Letztlich war es das
Zusammenspiel von drei Hauptfaktoren, das dazu führte, dass mein inhaftierter Kollege
Mehmet Aykol und ich die »Gefangenengewerkschaft der JVA Tegel« gründeten, die wenig
später in »Gefangenengewerkschaft/Bundesweite Organisation (GG/BO)« umbenannt
wurde.
Welche Faktoren waren das?
Erstens bin ich seit einigen Jahren Mitglied der Industrial Workers of the World (IWW), auch
Wobblies genannt, sowie der gleichfalls traditionsreichen Freien Arbeiterinnen- und
Arbeiter-Union (FAU). Ich wollte mein basisgewerkschaftliches und revolutionär-
unionistisches Engagement auch unter den widrigen Knastbedingungen fortsetzen.
Zweitens stützen wir uns auf geltendes Recht. Zum einen berufen wir uns auf ein
Grundrecht, das auch für Inhaftierte nicht außer Kraft gesetzt ist: die Koalitionsfreiheit
nach Artikel 9, Absatz 3 des Grundgesetzes. Zum anderen haben wir uns, wie es eine
gängige Rechtspraxis von Gewerkschaften ist, als »nicht rechtsfähiger Verein« nach dem
BGB konstituiert.
Und drittens sahen wir die dringende Notwendigkeit, die soziale Frage hinter Gittern
aufzuwerfen, womit wir den neuralgischen Punkt vieler, wenn nicht gar aller Gefangenen
getroffen haben.
Sie sind mit zwei Hauptforderungen angetreten: Mindestlohn und Rentenversicherung für
Inhaftierte. Wie wollen Sie diese durchsetzen?
Wir haben uns bewusst auf ein Minimalprogramm beschränkt. Die Klarheit der
Forderungen nach Mindestlohn und Rentenversicherung für Gefangene ist ein Teil des
»Erfolgsrezepts« der GG/BO. Das entspricht absolut lebensnahen Bedürfnissen von
Inhaftierten. Dadurch entsteht eine Interessengemeinschaft, die die sonst so übliche
Fraktionierung unter Gefangenen punktuell überwindet. Außerdem bringen wir uns in
allgemeine öffentliche Debatten nach einem Mehr an sozialer Gerechtigkeit ein. Das
verschafft uns eine doppelte Anschlussfähigkeit, die uns eine relativ breite Resonanz
beschert hat.
Jetzt wird es darauf ankommen, dass wir uns im Bündnis mit anderen Kräften in sozialen
Bewegungen verankern. Hierüber hoffen wir, Kräfteverhältnisse verschieben zu können.
Wir wissen aber auch, dass wir gegen gewichtige Akteure in Bund und Ländern anlaufen,
die jede sozialreformerische Veränderung, auch wenn sie lediglich auf den
Gleichbehandlungsgrundsatz pocht, für einen Akt der Meuterei halten.
Gleich nach der Gründung der GG/BO wurden gewerkschaftseigene Unterlagen
beschlagnahmt. Hat die Repression der Anstaltsleitung der JVA Tegel die
Gefangenenbewegung beschleunigt?
Zweifellos haben die Zellenrazzien in Tegel den Grad des öffentlichen Interesses erhöht
und somit unsere anfängliche Entwicklung etwas beschleunigt. Allerdings bezwecken
solche Maßnahmen immer, uns die Legitimität als gewerkschaftliche Initiative
abzusprechen. Das soll unter den Gefangenen Verunsicherung erzeugen. Uns ist klar, dass
potentiell interessierte Insassen davon abgehalten werden sollen, sich der GG/BO



anzuschließen.
Nun haben die Damen und Herren im Justizapparat das Problem, dass wir existieren – und
zwar, wie erwähnt, auf einer formaljuristisch fundierten Basis. Wir nehmen lediglich ein
Grundrecht in Anspruch, das der bürgerliche Staat selbst einer »sozialen Randgruppe« wie
Inhaftierten nicht vorenthalten will.
Einige unserer aktivsten Mitglieder erfahren momentan die »Klassenjustiz« ganz reell.
Insbesondere für agile Gewerkschafter hinter Schloss und Riegel zeigt sich, wie weit es mit
dem vielbeschworenen liberalen Rechtsstaat in Wirklichkeit her ist. Als GG/BO gehen wir
gegen die schikanösen Behandlungen unserer Mitglieder politisch und juristisch vor.
Wie können die Kolleginnen und Kollegen in den unterschiedlichen Gefängnissen in den
Entscheidungsprozess der GG/BO einbezogen werden?
Eine basisdemokratische Organisation stößt im Knast sprichwörtlich auf Grenzen. Es
können derzeit keine JVA-Versammlungen unserer Mitglieder einberufen werden, um zum
Beispiel mit auswärtigen GG/BO-Mitgliedern in direkten Austausch zu treten. Vieles läuft
zäh über Schriftverkehr, der natürlich durch das Eingreifen der Vollzugsbehörden gestört
werden kann.
Ist die GG/BO dann überhaupt arbeitsfähig?
Doch, wir haben viel vor: Mit unserem bundesweiten Aktionstag »Schluss mit der
Billiglöhnerei hinter Gittern!«, der im April 2015 in mehreren Städten stattfinden wird, soll
durch eine »aktivierende Untersuchung« die Betriebslandschaft in den Knästen unter die
Lupe genommen werden. Mit einem Fragebogen an unsere Mitglieder wollen wir in
Erfahrung bringen, wer dort unter welchen Bedingungen zu Billiglöhnen und im Akkord
produzieren lässt. Wir hoffen, dass das innerhalb und außerhalb der Knäste einen weiteren
Mobilisierungsschub geben wird.
Die Solidarität zwischen inhaftierten und nicht inhaftierten Kollegen ist ganz wichtig für
das Funktionieren unserer Organisation. Indem wir sowohl drinnen als auch draußen über
Standbeine verfügen, haben wir viel größere Handlungsspielräume und sind als
Gesamtorganisation nicht gleich durch jede JVA-Schikane zu erschüttern.
Wie gestaltet sich der Kontakt zu anderen Gewerkschaften, zum DGB oder auch zur FAU
und den Wobblies? Gibt es einen solidarischen Austausch?
Von den Basisgewerkschaften FAU und IWW haben wir rasch positive Signale erhalten. Sie
stehen Selbstorganisationsprozessen und der Gefangenenfrage ja grundsätzlich offen
gegenüber. Berührungsängste sind vereinzelt bei Vertretern von DGB-Gewerkschaften
spürbar. Allerdings haben wir aus DGB-Basisstrukturen frühzeitig Zuspruch erfahren,
insbesondere seitens der Erwerbslosenausschüsse von Verdi und der Verdi-Jugend. Dort ist
schnell begriffen worden, dass prekäre Arbeitsverhältnisse aus gewerkschaftlicher Sicht
generell inakzeptabel sind – ob nun außer- oder innerhalb der Knastmauern. Und ein
Mindestlohn greift erst, wenn er tatsächlich flächendeckend und ausnahmslos gilt. Als
GG/BO wollen wir die bestehenden Kontakte im breiten Gewerkschaftsspektrum vertiefen
und die begonnene punktuelle Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen weiter
ausbauen.
Wo wird die GG/BO in einem Jahr stehen?
Wir befinden uns im Übergang von der Aufbau- in die Stabilsierungsphase. Vieles an
Struktur der GG/BO ist weiterhin fragil, da wir mit der gewerkschaftspolitischen
Selbstorganisation hinter Gittern bei null angefangen haben. Hinzu kommt, dass wir am
Rande unserer Kapazitäten arbeiten. Sowohl personell, infrastrukturell als auch finanziell



muss spätestens im Frühjahr einiges neu strukturiert werden. Wir sind längst über das
Stadium eines kleinen Projektversuchs hinaus. Wir sind ein Verbund von mehreren
Hundert Menschen in über 30 Knästen, der in Bewegung bleiben will. Und das setzt einen
bestimmten Grad an Professionalisierung voraus.
Ohne mich der Idealisierung verdächtig machen zu wollen, behaupte ich, dass die GG/BO
bereits zu einem kleinen Faktor vor und hinter den dicken Gitterstäben geworden ist. Eine
Entwicklung, die ermutigen sollte, die volle Gewerkschaftsfreiheit hinter Gittern Etappe für
Etappe durchzusetzen.
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